
SITZUNGSBERICHT — RECHTSSACHE C-354/89

SITZUNGSBERICHT
in der Rechtssache C-354/89 *

I — Sachverhalt

1. Gemäß der Verordnung (EWG) Nr.
517/72 des Rates vom 28. Februar 1972
über die Einführung gemeinsamer Regeln
für den Linienverkehr und die Sonderfor­
men des Linienverkehrs mit Kraftomnibus­
sen zwischen den Mitgliedstaaten (ABl.
L 67, S. 19) werden der Linienverkehr und
die Sonderformen des Linienverkehrs auf­
grund einer Genehmigung betrieben. Die
Entscheidungen über Anträge unter ande­
rem auf Einrichtung eines Linienverkehrs
oder einer Sonderform des Linienverkehrs
werden in gegenseitigem Einvernehmen von
den Mitgliedstaaten getroffen, in deren Ho­
heitsgebiet Fahrgäste aufgenommen oder
abgesetzt werden. Führen die Verhandlun­
gen zu keiner Einigung zwischen den Mit­
gliedstaaten, so kann die Kommission auf
Antrag eines beteiligten Mitgliedstaats mit
dem Streitfall befaßt werden.

Die Kommission trifft nach Anhörung der
beteiligten Staaten so bald wie möglich eine
Entscheidung, die den genannten Staaten
mitgeteilt wird. Artikel 8 der Verordnung
Nr. 517/72 lautet:

„(1) Ein Antrag auf Einrichtung eines Li­
nienverkehrs oder einer Sonderform des Li­
nienverkehrs wird geprüft, um festzustellen,
ob die Bedienung des Verkehrs, der Gegen­
stand des Antrags ist, qualitativ wie auch
quantitativ durch die vorhandenen Perso­
nenverkehrsdienste nicht bereits zufrieden­
stellend gewährleistet ist.

(2) Bei der Prüfung nach Absatz 1 werden
insbesondere berücksichtigt:

a) die gegenwärtigen und vorhersehbaren
Verkehrsbedürfnisse, die der Antragstel­
ler zu befriedigen beabsichtigt,

b) beim Linienverkehr die Marktlage des
Personenverkehrs in den betreffenden
Gebieten.

(3) Bei der Prüfung nach Absatz 1 können
auch die Möglichkeiten für die Einrichtung
eines entsprechenden Verkehrsdienstes
durch diejenigen Unternehmen, die in den
betreffenden Gebieten bereits tätig sind, be­
rücksichtigt werden."

Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung Nr.
517/72 lautet:

„Der Genehmigungsinhaber darf die Bedin­
gungen, denen der Betrieb des Verkehrs­
dienstes unterliegt, nicht ohne vorherige
Genehmigung des in Artikel 12 Absatz 2
genannten Mitgliedstaats ändern oder den
Verkehrsdienst vor Ablauf der Genehmi­
gung einstellen."

Gemäß dem erwähnten Artikel 12 Absatz 2
sind Anträge auf Änderung der Bedingun­
gen, denen der Betrieb eines Verkehrsdien­
stes unterliegt, an den Mitgliedstaat zu rich­
ten, in dessen Hoheitsgebiet sich der Sitz
des Unternehmens befindet.

* Verfahrenssprache: Französisch.
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2. Am 9. Januar 1986 beantragte das
Verkehrsunternehmen SARL Autocars
Emile Frisch, Gesellschaft luxemburgischen
Rechts mit Sitz in Luxemburg (im folgen­
den: Firma Frisch), bei der luxemburgischen
Regierung die Genehmigung für die Ein­
richtung eines Sonder-Linienverkehrs für
die Beförderung von Arbeitnehmern von
Thil und verschiedenen anderen Ortschaften
im Raum Thil (Frankreich) zu ihrer Arbeits­
stelle im Keramikwerk Villeroy & Boch in
Luxemburg und zurück. Es wurde vorge­
schlagen, daß dieser Verkehrsdienst zwei
tägliche Hin- und Rückfahrten mit Abfahrt
ab Thil um 4.20 Uhr und um 12.20 Uhr und
ab Luxemburg um 14.00 Uhr und um 22.00
Uhr für die Schichten 6.00 bis 14.00 Uhr
und 14.00 bis 22.00 Uhr umfassen solle. Die
Firma Villeroy & Boch unterstützte den An­
trag der Firma Frisch und sagte eine Beteili­
gung an den Beförderungskosten für ihre
Arbeitnehmer zu. Am 5. März 1987 stellte
die Firma Frisch einen neuen Antrag auf
Einrichtung eines Sonder-Linienverkehrs,
der von dem ersten Antrag insofern abwich,
als auch Arbeitnehmer der Firma ARBED,
Dommeldange, befördert werden sollten.
Die Firma ARBED würde sich an den Be­
förderungskosten ihres Personals nicht be­
teiligen.

Am 22. Januar 1986 ersuchte das luxembur­
gische Ministerium für Verkehr die Direc­
tion départementale de l'équipement de la
Moselle (Behörde für Landesplanung des
Departements Moselle) um Stellungnahme
zu dem von der Firma Frisch gestellten An­
trag. Die französische Behörde stimmte
nicht zu, da sie der Auffassung war, daß die
Einrichtung des neuen Verkehrsdienstes den
Interessen der Schiocchet SARL mit Sitz in
Beuvillers, 54560 Frankreich, schaden
könne. Im Laufe der Kontakte zwischen der
luxemburgischen und der französischen
Verwaltung schlug letztere eine Aufteilung
des Fahrgastaufkommens zwischen den Fir­
men Frisch und Schiocchet vor. Diese Auf­
teilung lehnten die luxemburgischen Behör­
den ab. Am 14. März 1988 befaßte die lu­
xemburgische Regierung gemäß Artikel 14

der Verordnung Nr. 517/72 die Kommis­
sion, um deren Entscheidung über den Ge­
nehmigungsantrag der Firma Frisch herbei­
zuführen.

3. Am 7. September 1989 erließ die Kom­
mission die Entscheidung 89/524/EWG
über eine Streitigkeit zwischen Luxemburg
und Frankreich betreffend die Einrichtung
eines Sonder-Linienverkehrs für die Beför­
derung von Personen zwischen beiden Staa­
ten (ABl. L 272, S. 18). Darin heißt es:

„Die zuständige Behörde des Großherzog­
tums Luxemburg erteilt der SARL Autocars
Emile Frisch die Genehmigung zur Einrich­
tung eines Sonder-Linienverkehrs zwischen
Thil (Frankreich) und Luxemburg für die
Arbeitnehmer des Werks der Firma Villeroy
& Boch mit Abfahrt in Thil um 4.20 Uhr
und um 12.20 Uhr und vom Werk Villeroy
& Boch um 14.00 Uhr und um 22.00 Uhr,
mit dem folgende Orte bedient werden:

Thil — Hussigny — Tiercelet — Aumetz —
Beuvillers — Audun-le-Roman — Serrou-
ville — Errouville — Crusnes — Cante-
bonne — Villerupt — Audun-le-Tiche —
Esch/Alzette — Schifflange — Werk Ville­
roy & Boch.

Die Benutzung dieses Verkehrsdienstes ist
den Arbeitnehmern des Werks der Firma
Villeroy & Boch in Luxemburg, rue de Rol-
lingergrund 330, 1018 Luxemburg, vorbe­
halten."

4. Schon 1982 hatte die Kommission mit
ihrer Entscheidung 82/595/EWG vom
10. August 1982 zur Beilegung der Streitig­
keit zwischen dem Großherzogtum Lu­
xemburg und der Französischen Republik
betreffend die Erneuerung der Genehmi­
gungen für bestimmte Sonderformen des Li­
nienverkehrs (ABl. L 244, S. 32) eine Strei­
tigkeit zwischen diesen beiden Staaten ent­
schieden, der eine Auseinandersetzung zwi­
schen den gleichen Firmen — Frisch und
Schiocchet — um die Erneuerung der Ge­
nehmigungen für bestimmte Sonderformen
des Linienverkehrs zugrunde lag.
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H — Verfahren vor dem Gerichtshof

5. Die Klage der Firma Schiocchet ist am
20. November 1989 in das Register der
Kanzlei des Gerichtshofes eingetragen wor­
den. Das schriftliche Verfahren ist ord­
nungsgemäß abgelaufen.

6. Auf Bericht des Berichterstatters hat der
Gerichtshof nach Anhörung des Generalan­
walts beschlossen, die mündliche Verhand­
lung ohne vorherige Beweisaufnahme zu er­
öffnen.

7. Mit Entscheidung vom 7. November
1990 hat der Gerichtshof gemäß Arti­
kel 95 §§ 1 und 2 der Verfahrensordnung
die Rechtssache an die Zweite Kammer ver­
wiesen.

III — Anträge der Parteien

8. Die Firma Schiocchet als Klägerin bean­
tragt,

— die Entscheidung vom 7. September
1989 (89/524/EWG) für nichtig zu er­
klären.

9. Die Kommission als Beklagte beantragt,

— die Klage der Firma Schiocchet abzu­
weisen und

— dieser die Kosten aufzuerlegen.

IV — Vorbringen der Parteien

A — Zulässigkeit

10. Die Klägerin ist der Auffassung, ein
Rechtsschutzinteresse für die Nichtigkeits­
klage gegen die Entscheidung 89/524 zu
haben. Denn nach dieser Entscheidung solle
der Firma Frisch, die unmittelbare Wettbe­
werberin der Klägerin sei, die Einrichtung
eines Sonder-Linienverkehrs genehmigt
werden, der sich zumindest teilweise mit
den von ihr betriebenen Linien über­
schneide. Ihre Stellung als Betreiberin von
grenzüberschreitenden Linien würde verbes­
sen, wenn die beanstandete Entscheidung
für nichtig erklärt würde. Unter diesen Um­
ständen habe sie ein hinreichendes Interesse
an der Nichtigerklärung der Entscheidung
89/524. 6

11. Die Klägerin macht geltend, die strei­
tige Entscheidung betreffe sie unmittelbar
und individuell, obwohl sie nicht an sie ge­
richtet sei. Die aufgrund der Entscheidung
89/524 erteilte Genehmigung füge ihr im
Hinblick auf die Linien für die Beförderung
von Personen, die sie als einzige in der Re­
gion betreibe und mit denen die durch die
fragliche Entscheidung genehmigte Linie
unmittelbar konkurriere, einen unmittelba­
ren Schaden zu. Zur Untermauerung dieser
Auffassung verweist die Klägerin auf das
Urteil des Gerichtshofes vom 3. Mai 1978
in der Rechtssache 112/77 (Töpfer/Kom­
mission, Slg. 1978, 1019).

B — Begründetheit

12. Die Klägerin macht erstens geltend, daß
die Kommission die „lange Tradition des
rechtswidrigen Verhaltens der Firma Frisch"
und die „beständige und strenge Einhaltung
des geltenden Rechts durch die Firma
Schiocchet" hätte berücksichtigen müssen.
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Zur Begründung dieses Vorbringens ver­
weist die Klägerin darauf, daß die Firma
Frisch seit 1970 für die Firma Villeroy &
Boch die Beförderung des im französischen
Grenzgebiet wohnhaften Personals durchge­
führt habe. Die Firma Frisch habe täglich
die Linien 1) Luxemburg — Audun-le-Ti-
che, 2) Luxemburg — Errouville, 3) Lu­
xemburg — Longwy und wöchentlich die
Linie Luxemburg — Schifflange bedient. Es
handle sich um grenzüberschreitenden Ver­
kehr im Sinne von Artikel 4 der Verord­
nung Nr. 117/66/EWG des Rates vom
28. Juli 1966 über die Einführung gemein­
samer Regeln für den grenzüberschreiten­
den Personenverkehr mit Kraftomnibussen
(ABl. 1966 Nr. 147, S. 2688). Diese Art von
grenzüberschreitendem Verkehr sei nach
Artikel 2 der Verordnung Nr. 517/72 ge­
nehmigungspflichtig gewesen. Zumindest
während des Zeitraums 1970 bis 1976 habe
die Firma Frisch diesen Sonder-Verkehr
ohne die erforderlichen Genehmigungen
durchgeführt, da sie diese für die vier ge­
nannten Linien erst 1977 beantragt habe.
Danach habe die Firma Frisch zunächst nur
vorläufige Genehmigungen erhalten, da die
von den luxemburgischen Behörden um
Stellungnahme ersuchten französischen Be­
hörden ihre Zustimmung zu diesen Geneh­
migungen immer verweigert hätten und das
Großherzogtum Luxemburg daraufhin die
Kommission befaßt habe, die mit der Ent­
scheidung 82/595 zugunsten der Firma
Frisch entschieden habe.

Außerdem habe die Firma Frisch, die wegen
der von der Kommission in der Entschei­
dung 82/595 aufgezeigten Zuwiderhandlun­
gen von den französischen Gerichten straf­
rechtlich verurteilt worden sei, diese Urteile
nicht beachtet.

Darüber hinaus habe die Firma Frisch stän­
dig versucht, die Grenzen zu überschreiten,
die durch die erteilten Genehmigungen fest­
gelegt worden seien. So habe sie seit Erlaß
der Entscheidung 89/524 unter Verstoß ge­
gen Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 12 der

Verordnung Nr. 517/72 die in der bean­
standeten Entscheidung der Kommission
festgelegten Bedingungen für den Betrieb
der Linien geändert. Zum einen gehe aus ei­
ner betrieblichen Mitteilung der Firma Vil­
leroy & Boch vom 28. November 1989 her­
vor, daß die Firma Frisch in Thil um 4.30
Uhr und um 12.30 Uhr und vom Werk Vil­
leroy & Boch um 14.15 Uhr und um 22.15
Uhr abgefahren sei, wogegen die beanstan­
dete Entscheidung für die Abfahrten in Thil
die Zeiten 4.20 Uhr und 12.20 Uhr und für
die vom Werk die Zeiten 14.00 Uhr und
22.00 Uhr vorschreibe. Zum anderen be­
diene die Firma Frisch nicht alle fünfzehn
von der Kommission in ihrer Entscheidung
89/524 genannten Haltestellen. So würden
die Ortschaften Beuvillers, Audun-le-Ro-
man, Serrouville, Thil, Hussigny und Tier­
celet von der Firma Frisch nicht mehr be­
dient. Daß die letzten drei Haltestellen auf­
gegeben worden seien, schließt die Klägerin
aus einem Protokoll eines Gerichtsvollzie­
hers für den 27. Februar 1990, aus dem ins­
besondere hervorgeht, daß die Firma Frisch
„den Auftrag hat, Fahrgäste in Aumetz auf­
zunehmen und nach Luxemburg zurückzu­
fahren". Derartige Änderungen, die einsei­
tig unter Verstoß gegen Artikel 4 Absatz 2
der Verordnung Nr. 517/72 vorgenommen
worden seien, rechtfertigten den Widerruf
der fraglichen Genehmigung.

Zudem habe die Firma Frisch Zuwiderhand­
lungen im Rahmen des gemäß der Geneh­
migung Nr. 211/8/88 der luxemburgischen
Behörden betriebenen Sonder-Linienver-
kehrs begangen. Die Firma Frisch setze auf
dieser Strecke gleichzeitig zwei Busse ein,
von denen der zweite erst abfahre, wenn der
Bus der Klägerin in Sicht sei, und zwar zu
dem einzigen Zweck, mit diesem unmittel­
bar in Wettbewerb zu treten. Alle diese Er­
wägungen stellten ein Bündel von Anzei­
chen für die Unredlichkeit der Firma Frisch
gegenüber der Klägerin dar.

Die Firma Schiocchet selbst habe 1975 die
Genehmigung für den Betrieb der Linie
Boulange — Luxemburg beantragt. Diese
Genehmigung sei ihr erteilt worden, nach-
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dem die luxemburgischen Behörden ihre
Zustimmung erklärt hätten. 1983 und dann
1985 und 1986 habe sie erfolglos die Erwei­
terung dieser Linie beantragt. Sie habe da­
her davon abgesehen, die in dem abgelehn­
ten Erweiterungsantrag genannten Halte­
stellen zu bedienen, was bedeute, daß ihr
die Aufnahme von Fahrgästen auf luxem­
burgischem Gebiet untersagt sei. Sie habe
das Gemeinschaftsrecht und die Grenzen,
die durch die erteilten Genehmigungen fest­
gelegt worden seien, strikt eingehalten.

13. Zweitens ist die Klägerin der Auffas­
sung, daß die Firma Frisch keine rechtliche
Grundlage für ihren Antrag auf ausschließli­
chen Betrieb der Linie Thil — Luxemburg
habe, da der von ihr vorgeschlagene Son-
der-Linienverkehr nicht den Kriterien des
Artikels 8 der Verordnung Nr. 517/72, ins­
besondere des Absatzes 2 Buchstabe a die­
ses Artikels entspreche.

Zunächst hätte die Kommission, was die
Haltestellen Aumetz, Errouville, Crusnes
und Thil betreffe, den luxemburgischen Be­
hörden die Genehmigung für die Firma
Frisch verweigern müssen, da diese Halte­
stellen bereits von der Klägerin zugunsten
der Arbeitnehmer von Villeroy & Boch be­
dient würden.

Zudem habe die Klägerin am 4. Februar
1985 eine Genehmigung für die Bedienung
der Haltestellen Beuvillers, Audun-le-Ro-
man und Hussigny beantragt. Dieser An­
trag, der von der Firma Frisch zuvor noch
nicht bediente Haltestellen betreffe und der
älter als der Antrag der Firma Frisch vom
9. Januar 1986 sei, hätte von der Kommis­
sion bei Erlaß der streitigen Entscheidung
berücksichtigt werden müssen.

Darüber hinaus habe die Klägerin durch
den Betrieb der Linie Boulange — Lu­
xemburg ein tatsächliches, tägliches Restbe­
dürfnis befriedigt. Diese Linie überschneide
sich teilweise mit der Linie Luxemburg-Thil.

Zum Nachweis dafür legt die Klägerin
45 Bestätigungen von Arbeitnehmern der
Firma Villeroy & Boch vor, die zu ihrer Zu­
friedenheit ihre Transportleistung in An­
spruch nähmen. Elf dieser Arbeitnehmer
seien jedoch durch die Ablehnung des Er­
weiterungsantrags der Klägerin für die Linie
Boulange — Luxemburg in Mitleidenschaft
gezogen. Gleiches gelte für den potentiellen
211001|Kundenkreis der Grenzgänger, die
bei den Organen der Europäischen Gemein­
schaften in Luxemburg beschäftigt seien.
Aufgrund dieser Tatsachen hätte die Kom­
mission einer Teilung der Linien zwischen
der Klägerin und der Firma Frisch, wie sie
von den französischen Behörden im Laufe
der Verhandlungen vorgeschlagen worden
sei, zustimmen müssen.

Schließlich seien die von der Firma Frisch
vorgenommenen Änderungen der in den be­
anstandeten Entscheidungen festgelegten
Betriebsbedingungen zu berücksichtigen.
Sollte es sich als zutreffend erweisen, daß
die Firma Frisch bestimmte Ortschaften
nicht bediene, wie zum Beispiel Beuvillers,
Audun-le-Roman, Serrouville, Thil, Hussi­
gny und Tiercelet, so bedeute dies entwe­
der, daß die Kommission entgegen Arti­
kel 8 Absatz 2 Buchstabe a der Verord­
nung 517/72 nicht die „gegenwärtigen und
vorhersehbaren" Verkehrsbedürfnisse be­
rücksichtigt habe, oder daß die Firma Frisch
den ursprünglichen Antrag auf Genehmi­
gung nur gestellt habe, um der Klägerin
durch Irreführung der Kommission über die
tatsächlichen Bedürfnisse, die die Firma
Frisch mit der neuen Linie befriedigen
wollte, zu schaden.

14. Als letzten Punkt führt die Klägerin an,
daß der ausschließliche Betrieb der Linie
Thil — Luxemburg durch die Firma Frisch
ihre Verdrängung aus diesem Verkehrs­
dienst und die Schaffung eines Monopols
zugunsten der Firma Frisch zur Folge habe.
Dies sei besonders unbillig, da es um eine
Linie gehe, die ab Errouville der von ihr be­
triebenen Linie Boulange — Luxemburg
folge, da sie auf dieser Linie als einzige eine
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tatsächlich genutzte Genehmigung innehabe
und da es sich schließlich um eine natürliche
Verlängerung der Linie Boulange — Lu­
xemburg handele, für die sie Anträge auf
Genehmigung gestellt habe, die älter als die
der Firma Frisch seien. Die Linie Boulange
— Luxemburg sei die einzige von ihr betrie­
bene Linie, während die Firma Frisch vier
Linien betreibe. Dieses Ungleichgewicht
werde dadurch verstärkt, daß die Firma Vil-
leroy & Boch ihre Arbeitnehmer dazu
dränge, die Verkehrsdienste der Firma
Frisch zu benutzen. Wenn die Gemein­
schaftsregelung über den grenzüberschrei­
tenden Verkehr darauf abziele, die Ver­
kehrsdienste entsprechend den Bedürfnissen
einzurichten und dabei einen normalen
Wettbewerb aufrechtzuerhalten, so dürfe sie
nicht dazu führen, daß der Verkehrsdienst
eines beständig um Rechtstreue bemühten
Verkehrsunternehmens in einem Ausmaß
beschränkt werde, daß er fast nicht mehr
vorhanden sei. Die streitige Entscheidung
bewirke unmittelbar und sofort, daß jeder
Wettbewerb mit der Firma Frisch ausge­
schaltet werde. Die Firma Frisch werde sich
also faktisch auf absehbare Zeit in einer
Monopolsituation befinden. Die Entschei­
dung der Kommission führe ganz einfach
zur Verdrängung der Klägerin. Die Bedin­
gungen eines normalen Wettbewerbs in die­
ser Region auf dem Gebiet des Omnibusver­
kehrs seien nicht mehr gewährleistet.

15. Die Kommission macht geltend, daß die
Firma Frisch ab dem 21. Januar 1977 über
ordnungsgemäße Genehmigungen für den
Betrieb von vier grenzüberschreitenden Li­
nien verfügt habe; Frankreich habe später
die Erneuerung dieser Genehmigungen ab­
gelehnt. Seit dem 10. August 1982 verfüge
die Firma Frisch wieder über ordnungsge­
mäße Genehmigungen; der auf das rechts­
widrige Verhalten der Firma Frisch ge­
stützte Klagegrund, soweit er sich auf die
Ereignisse vor Erlaß der Entscheidung
82/595 beziehe, sei zurückzuweisen, da
diese Entscheidung die Situation der Firma
Frisch mit dem geltenden Recht in Einklang
bringe.

Soweit sich dieser Klagegrund auf Ereig­
nisse nach der Entscheidung 82/595 be­
ziehe, sei er unbegründet.

Die Kommission ist, was die zwischen 1982
und dem 7. September 1989 begangenen
Zuwiderhandlungen betrifft, der Auffas­
sung, daß sie Erwägungen, die auf dem an­
geblich „rechtswidrigen Verhalten" der
Firma Frisch beruhten, nicht über die Erwä­
gungen habe stellen dürfen, die sich aus der
Prüfung der Verkehrsbedürfnisse und der
Angemessenheit des beabsichtigten Ver­
kehrsdienstes für diese Bedürfnisse ergeben
hätten. Die französischen Behörden schie­
nen diesen Standpunkt zu teilen, da sie in
dem Schriftsatz, den sie im Rahmen des
Verfahrens bei ihr eingereicht hätten, das zu
der beanstandeten Entscheidung geführt
habe, eine Aufteilung der Linie zwischen
der Firma Frisch und der Klägerin vorge­
schlagen und nicht auf ein „rechtswidriges
Verhalten" der Firma Frisch hingewiesen
hätten. Die Klägerin tue nichts dar, was als
Beweis der Behauptung geeignet wäre, daß
eine der vier von der Entscheidung 82/595
betroffenen Linien ordnungswidrig betrie­
ben werde. Im übrigen habe Frisch den ord­
nungswidrigen Betrieb der Linie Boulange
— Luxemburg seit dem 28. Juli 1982 einge­
stellt.

Zu den seit Erlaß der Entscheidung 89/524
vom 7. September 1989 eingetretenen Tat­
sachen ist die Kommission der Auffassung,
daß die Rechtmäßigkeit einer Entscheidung
nach den tatsächlichen und rechtlichen Um­
ständen zum Zeitpunkt des Erlasses der
Entscheidung zu beurteilen sei. Solche Tat­
sachen rechtfertigten die Aufhebung der an­
gefochtenen Entscheidung nur dann, wenn
sie einen offensichtlichen Beurteilungsfehler
der Kommission offenbarten. Dies sei nicht
der Fall, was die Änderung der Abfahrtszei­
ten in Thil und vom Werk betreffe, da ein
Unterschied von zehn bis fünfzehn Minuten
den Genehmigungsgegenstand nicht in
Frage stelle und da nicht feststehe, ob sol­
che Abweichungen als Änderungen angese-
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hen werden könnten, die dem Verfahren
von Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung
Nr. 517/72 unterlägen. Dies sei auch nicht
der Fall, was die Änderungen in bezug auf
die Bedienung einzelner der fünfzehn vor­
gesehenen Haltestellen betreffe. Die Rege­
lung der Verordnung Nr. 517/72 sei eine
Genehmigungsregelung, die die Haltestellen
bestimme, an denen Fahrgäste aufgenom­
men werden könnten, ohne daß dies zwin­
gend der Fall sein müsse. Eine solche Ge­
nehmigung räume unter Berücksichtigung
der bestehenden und vorhersehbaren Be­
dürfnisse die Möglichkeit einer Bedienung
der aufgeführten Ortschaften ein und ent­
halte insoweit keine Verpflichtung, alle ge­
nannten Haltestellen zu bedienen. Im vorlie­
genden Fall habe die der Firma Frisch er­
teilte Genehmigung eine Gültigkeitsdauer
von zwei Jahren, und es sei möglich, daß
die Bedürfnisse sich weiterentwickelten und
eine Bedienung der von den Klägern ge­
nannten Ortschaften unverzichtbar machten.
Es sei verfrüht, aus der Einbeziehung der
Ortschaften Beuvillers, Audun-le-Roman
und Serrouville in die Fahrstrecke, die in
der beanstandeten Entscheidung beschrieben
sei, auf einen offensichtlichen Beurteilungs­
fehler der Kommission zu schließen. Zudem
könne die Nichtbedienung von Thil,
d'Hussigny und Tiercelet am 27. Februar
1990 auf besonderen Umständen beruhen,
wie zum Beispiel Urlaub oder Krankheit der
Arbeitnehmer, die von diesen Haltestellen
Gebrauch machten. Der Widerruf der strei­
tigen Genehmigung falle nicht in den Rah­
men des durch die Klage vor dem Gerichts­
hof anhängig gemachten Verfahrens.

Zu den angeblichen Zuwiderhandlungen im
Zusammenhang mit einer gemäß der Ge­
nehmigung Nr. 211/8/88 betriebenen Linie
führt die Kommission aus, daß diese Geneh­
migung, die älter als die beanstandete Ent­
scheidung sei, eine andere als die durch die
streitige Entscheidung genehmigte Linie be­
treffe. Zudem scheine die Tatsache, daß die
Firma Frisch auf dieser anderen Linie zwei
Busse einsetze, nicht im Widerspruch zu der

Genehmigung Nr. 211/8/88 zu stehen, die
besage, daß „verschiedene Omnibusse des
Unternehmens" (Frisch) eingesetzt werden
könnten. Außerdem könne ein solcher Dop­
peleinsatz durch die Anzahl möglicher Fahr­
gäste gerechtfertigt sein.

16. Die Kommission macht geltend, daß sie
ihre Entscheidung 89/524 gemäß den
Grundsätzen des Artikels 8 der Verordnung
Nr. 517/72 erlassen habe.

Die Verkehrsbedienung, die der Antrag
zum Gegensund gehabt habe, sei nicht
schon durch bestehende Personenverkehrs­
dienste gewährleistet gewesen, da zu den
Zeiten, zu denen die 6-Uhr- und die
14-Uhr-Schicht kämen und gingen, kein
Verkehrsdienst bestanden habe und be­
stimmte Haltestellen zu keiner Zeit bedient
worden seien. Hierzu verweist die Kommis­
sion auf die neunte Begründungserwägung
der streitigen Entscheidung, wonach der
neue Verkehrsdienst „den nachweislichen
Bedarf in dem fraglichen Gebiet in quantita­
tiver und qualitativer Hinsicht befriedigt, da
er rund 50 Arbeitnehmern der 6-Uhr-
Schicht und der 14-Uhr-Schicht von Ville-
roy & Boch, die keine öffentlichen Ver­
kehrsdienste für die Fahrt zu ihrer Arbeits­
stelle und zurück benutzen können, eine
zeitlich günstige Beförderung bietet. Die Li­
nienführung soll verschiedene Ortschaften,
die gegenwärtig zu den fraglichen Zeiten
mit öffentlichen Verkehrsdiensten nicht be­
dient werden, umfassen."

Die Kommission ist der Ansicht, daß sie die
Qualität des geplanten Verkehrsdienstes be­
rücksichtigt habe, indem sie in der elften
Begründungserwägung ihrer Entscheidung
ausgeführt habe, daß ein Sonder-Linienver-
kehrsdienst für die Arbeitnehmer von Ville-
roy & Boch insofern die zweckmäßigste
Form eines Verkehrsdienstes darstelle, als
sich dieser Dienst ohne weiteres an ihre Be­
dürfnisse anpassen lasse.
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Sie habe „die Möglichkeiten für die Ein­
richtung eines entsprechenden Verkehrs-
dienstes durch diejenigen Unternehmen, die
in den betreffenden Gebieten bereits tätig
sind" im Sinne von Artikel 8 Absatz 3 der
Verordnung Nr. 517/72 berücksichtigt. In­
soweit weist die Kommission auf die zwölfte
Begründungserwägung der beanstandeten
Entscheidung hin, in der es heißt: „Der von
der Firma Frisch vorgeschlagene Fahrplan
ist günstiger und der Verkehrsdienst schnel­
ler als der Linienverkehrsdienst, den Schioc-
chet für die 6-Uhr-Schicht ... vorsieht.
Schiocchet sieht nicht die Einrichtung eines
Verkehrsdienstes für die Beförderung der
Arbeitnehmer der 14-Uhr-Schicht vor." Die
Kommission fügt insoweit hinzu, daß die
von den französischen Behörden vorge­
schlagene Aufteilung der Linien zwischen
den Firmen Frisch und Schiocchet nur den
morgendlichen Verkehrsdienst habe betref­
fen können, den die Klägerin nur vorgese­
hen habe, und daß die von der Firma Frisch
für diesen Verkehrsdienst vorgeschlagenen
Leistungen den bestehenden Bedürfnissen
besser als die der Klägerin entsprochen
hätten.

Was insbesondere die „gegenwärtigen und
vorhersehbaren Verkehrsbedürfnisse" im
Sinne von Artikel 8 Buchstabe a der Ver­
ordnung Nr. 517/72 anbelangt, so führt die
Kommission aus, zwar habe die Klägerin
für die Haltestellen Aumetz, Errouville und
Crusnes einen Verkehrsdienst tatsächlich
gewährleistet, dies sei aber auch durch die
Firma Frisch geschehen. Dieser Verkehrs­
dienst sei von der Klägerin nur zu Zeiten
gewährleistet worden, die es den Fahrgästen
ermöglichten, um 6.45 Uhr in Luxemburg
zu sein, wogegen der Verkehrsdienst der
Firma Frisch ihnen ermöglicht habe, um
5.45 Uhr und um 6.45 Uhr in Luxemburg
zu sein. Wenn die Klägerin auch als einzige
Thil bedient habe, so sei dies nur zu einer
Zeit geschehen, die es den Fahrgästen er­
möglicht habe, um 6.45 Uhr und nicht um
5.45 Uhr in Luxemburg zu sein; dies sei
für Arbeitnehmer der 6-bis-14-Uhr-Schicht
nicht geeignet gewesen. Das Argument, das
die Klägerin daraus herleite, daß sie unter
ihren Fahrgästen Arbeitnehmer des Werks

Villeroy & Boch gehabt habe, verliere damit
jede Bedeutung.

Zu den 45 Bestätigungen, die die Klägerin
zur Unterstützung ihrer Behauptung einge­
reicht hat, daß sie ein tägliches Restbedürf­
nis befriedige, führt die Kommission aus,
falls die elf unzufriedenen Arbeitnehmer zu
einer Schicht gehörten, die um 6.00 Uhr be­
ginne, würden sie durch den Verkehrsdienst
der Firma Frisch zufriedengestellt, und falls
sie ihre Arbeit zu einer anderen Zeit begän­
nen, sei ihr Bedürfnis von der Kommission
im Rahmen der Prüfung des Antrags auf ei­
nen Verkehrsdienst für die 6-Uhr- und die
14-Uhr-Schicht nicht zu berücksichtigen ge­
wesen.

Zum Argument der Klägerin, ihr Antrag sei
älter, fuhrt die Kommission aus, daß sich
aus dem Wortlaut von Artikel 8 der Ver­
ordnung Nr. 517/72 ergebe, daß die Rei­
henfolge der Einreichung der Anträge nicht
berücksichtigt werde. Außerdem habe der
Erweiterungsantrag der Klägerin nur Hussi-
gny betroffen, wogegen die beanstandete
Entscheidung fünfzehn Haltestellen be­
treffe, von denen drei weder von der Firma
Frisch noch von der Klägerin bedient wor­
den seien. Der Antrag der Klägerin habe es
dieser jedenfalls nicht ermöglicht, Beuvillers
und Audun-le-Roman zu bedienen und al­
len räumlichen Bedürfnissen zu entsprechen,
die von der beanstandeten Entscheidung
umfaßt würden. Da der Erweiterungsantrag
der Klägerin überdies keinen Fahrplan für
die Bedienung von Hussigny enthalten habe,
sei es wenig wahrscheinlich gewesen, daß
die von der Klägerin geplante Bedienung
das gleiche zeitliche Bedürfnis befriedigen
würde wie die Bedienung, die die Firma
Frisch vorgeschlagen habe, die im Gegen­
satz zur Klägerin eine Bedienung für die
14-Uhr-Schicnt vorgesehen habe.

Die Kommission fügt hinzu, daß sie mit ei­
nem Antrag auf einen Verkehrsdienst zu­
gunsten der Arbeitnehmer der 6-Uhr- und
der 14-Uhr-Schicht von Villeroy & Boch
befaßt worden sei und daß sie die Bedürf­
nisse des potentiellen Kundenkreises der Ar-
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beitnehmer, die nach den Bürozeiten der
Bediensteten die Räume der Dienststellen
der Gemeinschaftsorgane in Luxemburg rei­
nigten, nicht zu berücksichtigen gehabt
habe. Diese Bedürfnisse stünden in keinem
Zusammenhang mit denen der Arbeitneh­
mer von Villeroy & Boch, und die von den
französischen Behörden vorgeschlagene
Aufteilung hätte es nicht ermöglicht, diesen
Bedürfnissen zu entsprechen, da die Kläge­
rin nur einen Verkehrsdienst am Morgen
und keinen am Abend vorgesehen habe.

17. Die Kommission weist darauf hin, daß
Gegenstand des Antrags der Firma Frisch
die Einrichtung eines Sonder-Linienverkehrs
gewesen sei und der Antrag also nicht unter
dem Aspekt der „Marktlage des Personen­
verkehrs in den betreffenden Gebieten" im
Sinne von Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe b
der Verordnung Nr. 517/72 habe geprüft
werden müssen, der für Anträge auf Ein­
richtung eines Linienverkehrs im Sinne der
Verordnung Nr. 117/66 gelte. Daher greife
der von der Klägerin vorgetragene Klage­
grund, die beanstandete Entscheidung
schaffe ein Monopol zugunsten der Firma
Frisch, nicht durch.

Darüber hinaus sei dieser Klagegrund unbe­
gründet, weil sich der Verkehrsdienst der
Klägerin auf der Linie Boulange — Lu­
xemburg von dem Verkehrsdienst unter­
scheide, den die Firma Frisch aufgrund der
beanstandeten Entscheidung betreibe. Zum
einen richte sich der Verkehrsdienst der
Klägerin an alle möglichen Interessenten,
wogegen der Verkehrsdienst der Firma
Frisch ausschließlich die Arbeitnehmer von
Villeroy & Boch betreffe. Zum anderen sehe
er die Beförderung zu späteren Zeiten vor,
die für Arbeitnehmer mit normalen Arbeits­
zeiten interessant sein könnten. Der neu
eingerichtete Verkehrsdienst stehe mit dem
Verkehrsdienst der Klägerin nicht in unmit­
telbarem Wettbewerb. Der „Markt", dem er
zuzuordnen sei, sei verschieden und über­
schneide sich nicht mit demjenigen, auf dem
die Klägerin aktiv sei. Die Erteilung der Ge­
nehmigung, die die Firma Frisch für den Be­
trieb der Linie Thil — Luxemburg beantragt
habe, führe nicht zur Schaffung einer Mo­
nopolsituation.

G. F. Mancini
Berichterstatter
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